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Der freie Architekt und Städtepla-
ner Markus Müller ist seit 2014
Präsident der baden-württem-

bergischen Architektenkammer.
Fotos: dpa, Felix Kästle

Von unserem Korrespondenten
Matthias Schmid

D
er Paragraf 13b im Bauge-
setzbuch ist 2017 einge-
führt und Ende 2019 verlän-
gert worden, um dem beste-

henden Wohnraummangel entgegen-
zuwirken. Das beschleunigte Verfah-
ren sieht vor, dass kleine Freiflächen
außerhalb der Siedlungsfläche von
weniger als 10 000 Quadratmetern
ohne Umweltprüfung und eine ent-
sprechende Ausweisung von Kom-
pensationsflächen überplant werden
darf. Das Bundesverwaltungsgericht
in Leipzig urteilte vor einigen Wo-
chen, dass der Paragraf gegen gelten-
des EU-Recht verstoße.

Die Architektenkammer
Baden-Württemberg war
von Anfang an gegen den
Paragrafen 13b. Sie wur-
den nun in Ihrer Ableh-
nung richterlich bestä-
tigt.
Markus Müller: Man
hat ja ungern recht, wenn jetzt viele
Hunderte Gemeinden vor Schwierig-
keiten stehen. Wir haben davor ge-
warnt, den 13b im Baugesetzbuch
einzuführen. Nicht weil wir das Euro-
pa-Recht so gut kennen, sondern weil
wir es für inhaltlich falsch hielten.

Warum?
Müller: Weil die Einführung eine
Schnapsidee des damaligen bayeri-
schen Ministerpräsidenten Horst
Seehofer war, der ja des Öfteren sol-
che Spielchen in Bundesratsverfah-
ren gespielt hat. Wir haben dagegen
immer sachlich argumentiert.

Sie haben sich zum Beispiel für die
Priorisierung der Innenentwicklung
eingesetzt.
Müller: Die Debatte geht ja darum,
den akuten Wohnungsmangel dauer-
haft und entsprechend der tatsächli-
chen zukünftigen Bedürfnissen der
Menschen zu beheben. Das wird nur
dadurch gelingen, dass Wohnen im
Kontext mit sozialer Assistenz, Ein-
richtungen der Daseinsvorsorge und
unter dem Stichwort Bezahlbarkeit
diskutiert wird. Aufgabe der Bundes-
politik ist deshalb, das Baugesetz-

buch so zu überarbeiten, dass neue
Bebauungspläne insgesamt diese
Fragestellungen besser beantworten
und darüber hinaus Bestandsbebau-
ungspläne im Innenbereich leichter
an neue Anforderungen angepasst
werden können.

Aber der 13b hat eher zu Schwierigkei-
ten in den Genehmigungsverfahren
und zu Umweltsünden geführt.
Müller: Das ist in der Tat eher Städte-
bau aus den 1970er-Jahren. Das hat
zu einem Riesenflächenverbrauch an
den Ortsrändern geführt mit Sied-
lungsformen, die mit zukunftsfähi-
gem Städtebau nichts mehr zu tun ha-
ben. Eine Studie der Arbeitsgemein-
schaft der Regionalverbände in Ba-

den-Württemberg be-
legt dies eindringlich.

Es gibt aber noch immer
viele Befürworter des Pa-
ragrafen.
Müller: Weil es halt be-
quem ist auf einem Hekt-
ar fünfzehn Einfamilien-

häusle bauen zu dürfen. Kann man so
machen, hilft substanziell aber nicht.
Nicht bei der Beseitigung der Woh-
nungsnot und der 13b macht die
Städteplanung auch nicht besser. Die
Studie der Regionalverbände belegt
darüber hinaus, dass der Paragraf be-
sonders dort angewendet worden ist,
wo der Siedlungsdruck eigentlich
nicht so groß ist. In den Verdich-
tungsräumen ist dagegen wenig mit
ihm gearbeitet worden.

Was sind denn die größten Hürden,
dass innerorts so wenig neuer Wohn-
raum entsteht?
Müller: Wir haben immer noch viele
Bebauungspläne, die den heutigen
Ansprüchen nicht mehr gerecht wer-
den. Zum Beispiel definieren sie An-
bauverbote, die beinhalten, dass
Grundstücke nur von einer Seite an-
gefahren werden dürfen oder oberir-
dische Parkierungsanlagen, die nicht
mehr gebraucht werden.

Was müsste man konkret ändern?
Müller: Wir brauchen dringend eine
Befristung der Rechtskraft von Be-
bauungsplänen, darüber diskutieren
wir schon länger, weil sich unsere

der Bebauungsplan aus den Siebzi-
gerjahren stammt. Und der ändert
sich nie.

Ein Irrsinn.
Müller: Ich mache da gerne Verglei-
che zur Autobranche. Wenn dort die
Abgasvorschriften aus den Siebziger-
jahren heute noch gelten würden,
gäbe es keine Katalysatoren, keine Si-
cherheitsgurte, E-Autos gäbe es auch
nicht. Wir müssen grundsätzlich ler-
nen, Innovationen in der Regulatorik
des Bauens zu verankern, das ist eine
viel wichtigere Diskussion, als am
13b festhalten zu wollen.

Wie könnte man denn der Wohnungs-

Kenntnisse über quartiersorientierte
Wohnkonzepte, zur Nutzungsmi-
schung und nicht zuletzt die Umwelt-
oder immissionsschutzrechtlichen
Vorschriften in der Zwischenzeit we-
sentlich verändert haben. Im Bebau-
ungsplan gilt immer das Recht zum
Zeitpunkt der Planaufstellung. Es ist
ein echter Witz, dass wir uns aber im
Baugenehmigungsverfahren am
konkreten Objekt immer an den neu-
esten Vorschriften orientieren müs-
sen, was dazu führt, dass ein Be-
standshaus, das 100 Jahre lang nicht
gebrannt hat, neueste Brandschutz-
vorschriften einhalten muss, wäh-
rend im Bauleitplanungsprozess das
Nutzungsrecht von 1968 gilt, wenn

not zukunftsfähig begegnen?
Müller: Mit der Bundesgartenschau
in Heilbronn oder der Internationa-
len Bauausstellung (IBA) in Stuttgart
2027 gibt es ja schon wunderbare Mo-
delle. Wir müssen eine Vorstellung
dafür entwickeln, wie die Menschen
in zwanzig Jahren zusammenleben
werden. Und diese Diskussion füh-
ren wir viel zu wenig. Wichtig ist,
dass wir es wieder für möglich halten,
in den Städten zu leben, im engen
räumlichen Kontext mit Schulen, Lä-
den oder anderer Infrastruktur. Woh-
nen kann die Städte wieder stärken,
diese Flächen im Innenbereich brau-
chen wir, um sinnvoll Wohnungsbau
betreiben zu können.

Der Mangel ist riesig. Seit dem Jahr
2000 ist das Land um fast eine Million
Menschen angewachsen.
Müller: Diese Tatsache ist in vielen
Köpfen nicht angekommen. Es geht
nicht um ein bisschen Wohlstandszu-
wachs. Es geht darum, dass wir seit
2000 nur halb so viele Wohnungen ge-
baut haben, wie zusätzliche Haushal-
te im Land entstanden sind. Deshalb
muss man darüber reden, wie man
sinnvoll und verantwortungsbewusst
mit dem Flächenverbrauch umgeht,
wir müssen so sparsam damit umge-
hen wie möglich. Denn man muss
sich das bewusst machen: Im Außen-
bereich nehmen wir ja den Bauern
fruchtbarste Lössböden weg, in Heil-
bronn wichtige Anbaugebiete für den
Wein oder am Bodensee für das Obst.

Welchen Lösungsansatz haben Sie?
Müller: Es gibt genügend Städte, die
das hinbekommen und klug abgewo-
gen haben. Es darf in der Debatte
nicht um entweder-oder gehen, sie
darf nicht ideologisch geführt wer-
den. Es geht dabei auch um die Frage,
wieviel Innenverdichtung überhaupt
verträglich ist. Es sind ja auch dort
Freiräume notwendig. Deshalb muss
man überlegen, wo man aufstocken
oder noch sehr viel dichter bauen
kann. Wenn das nicht ausreicht, müs-
sen zusätzliche Flächenausweisun-
gen diskutiert werden können, aber
eben unter Einbeziehung aller Aspek-
te. Der einfache Weg, einfach auf die
Wiesen und Äcker zu gehen, ist nicht
mehr zeitgemäß.

„Der einfache Weg
ist nicht mehr

zeitgemäß“
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„Wir nehmen den
Bauern im Au-

ßenbereich
fruchtbarste

Lössböden weg.“

ropäische Abnehmer kündigten
ihre Verträge mit Gazprom, nach-
dem Putin angewiesen hatte, die
Rechnungen in Rubel und nicht
mehr in Euro oder Dollar bezahlen
zu lassen.

Export Unter dem Druck dieses
Schritts und im Zuge der Sanktionen
verringerte sich der Export im ver-
gangenen Jahr laut Gazprom um fast
die Hälfte (45,5 Prozent) auf 100,9
Milliarden Kubikmeter. Laut Ener-
gieexperten könnte der Export in
diesem Jahr noch einmal um 50 Pro-
zent fallen. Analysten erwarten Ein-
nahmen von nur noch 1,4 Milliarden
US-Dollar aus dem Export pro Mo-
nat – das ist ein Minus von 60 Pro-
zent im Vergleich zum jährlichen
Durchschnitt. Im vergangenen Jahr
lagen die Einnahmen für Russland
wegen hoher Preise bei monatlich
zeitweilig um die acht Milliarden
US-Dollar. Nun sind die Preise wie-
der auf Vorkriegsniveau. dpa

dent Wolodymyr Selenskyj stritt
aber eine Beteiligung Kiews an dem
Anschlag ab.

Der Schaden für den russischen
Gasmonopolisten Gazprom ist im-
mens. Zwar nimmt China deutlich
mehr Gas ab als je zuvor - aber zu
vergleichsweise niedrigen Preisen.
Einen Ersatz für den EU-Markt
konnte Russland bisher nicht fin-
den, auch wenn es weiterhin Flüs-
sigerdgas (LNG) in die EU verkau-
fen kann. 65 bis 75 Prozent des ange-
stammten Marktes in der EU könn-
ten nach Meinung russischer Ana-
lysten für Gazprom für immer verlo-
ren sein.

Schon vor dem Turbinenstreit
hatten Entscheidungen von
Kremlchef Wladimir Putin zur syste-
matischen Senkung der Liefermen-
gen geführt. Eine übliche Liefer-
menge von zum Beispiel 1755 Giga-
wattstunden pro Tag wurde zuletzt
am 1. Juni registriert. Danach wur-
den die Mengen weniger. Viele eu-

Bornholm Saboteure beide Stränge
von Nord Stream 1 und einen von
Nord Stream 2. Die Ermittlungen zu
den Tätern laufen. „Der Spiegel“
und das ZDF berichteten nach einer
großen Recherche zuletzt, die Spu-
ren führten in die Ukraine. Das Land
war stets gegen die Pipelines. Präsi-

sche Verbraucher sinken. Doch
Deutschland stellte klar, sich nicht
erpressen zu lassen. Noch bevor
dann unter etwaigem Druck der Eu-
ropäer die Ostseepipelines (wieder)
hätten in Betrieb genommen wer-
den können, sprengten Ende Sep-
tember in der Nähe der Ostsee-Insel

Russlands ziehe es vor, Gas zu ver-
brennen statt Verträge zu erfüllen.

Druck ausüben Russland wollte
durch den Lieferstopp vor allem den
Druck erhöhen auf Deutschland
und die EU, die im Zuge des russi-
schen Kriegs gegen die Ukraine
vom Westen verhängten Sanktionen
zu lockern. Schon im Mai 2022 hatte
Russland den Transport durch die
Pipeline Jamal-Europa komplett ein-
gestellt. Moskaus Kalkül war es,
durch die fehlenden Gasmengen
den Preis weiter in die Höhe zu trei-
ben. Der war bereits seit dem
Herbst 2021 durch die wieder anzie-
hende Weltkonjunktur und später
durch den Krieg in große Höhen ge-
schnellt. So wollte der Kreml errei-
chen, dass die fertige Ostseepipeli-
ne Nord Stream 2 doch noch in Be-
trieb genommen wird. Kremlchef
Wladimir Putin warb, damit würden
viele Probleme auf einmal gelöst –
und vor allem die Preise für europäi-

Von Ulf Mauder

MOSKAU Vor einem Jahr schockierte
der russische Machtapparat die Ab-
nehmer in der EU mit einem Gaslie-
ferstopp. Erst führte Moskau eine
nach Wartungsarbeiten in Kanada
fehlende Gasturbine als Grund da-
für an, die Lieferungen durch die
Pipeline Nord Stream 1 zurückzu-
fahren. Dann wurde die Gaslieferun-
gen wegen Wartungsarbeiten ganz
eingestellt und wegen eines mut-
maßlichen Öllecks in der Kompres-
sorstation Portowaja nicht wieder
aufgenommen. Am 31. August 2022
floss zum bislang letzten Mal Erd-
gas durch die Ostseeleitung, aller-
dings in kaum noch nennenswerter
Menge: 235 000 Kilowattstunden,
der Jahresverbrauch von gut 21
Haushalten in Deutschland.

Die EU beschuldigte Gazprom
damals, die von Russland nach
Deutschland verlegte Pipeline unter
falschen Vorwänden stillzulegen.

Als Moskau den Gashahn zudrehte
Vor einem Jahr stoppte Russland seine Lieferungen durch die Pipeline Nord Stream1 – Doch das Kalkül ging nicht auf

Die Gasempfangsstation der Ostseepipeline Nord Stream 1. Seit einem Jahr kommt
hier kein Gas mehr aus Russland. Foto: dpa

Zur Person
Markus Müller ist 58 Jahre alt und
lebt in Meckenbeuren. Er ist freier
Stadtplaner und Architekt und ist
seit 2014 Präsident der baden-
württembergischen Architekten-
kammer. Kommunalpolitisch hat er
sich in seiner Heimatstadt für die
CDU engagiert, er war dort 15 Jahre
Vorsitzender seiner Fraktion. „Es
macht mir einen Heidenspaß sub-
stanziell in die Zukunft zu bauen“,
sagt Müller über sich selbst. mad
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